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Geſetz Sammlung 
| für die | 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Ir. 6239.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Gumbinner Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 27. No⸗ 
vember 1865. a 


eb, i i e 3 2 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Gumbinner Kreiſes auf dem Kreis⸗ 


25,000 Thaler à 500 Thaler, = 50 Stuͤck, 
5,000 4 200 E — 28 = 
40,00 4 100 - —=40 -: 
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= 80,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jahrlih vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich 
Einem Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen zu amortiſiren ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
1 . des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 8 
Jahrgang 1866. (Nr. 6239.) 2 Das 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Januar 1866. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fir die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. a 
Gegeben Berlin, den 27. November 1865. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 
Obligation 
des Gumbinner Kreiſes 
E 3 ö 
| Aber Thaler, Preußiſch Kurant, II. Serie. 


Auf e beſtaͤtigten Rreistagsbeſchluſſe vom 
16. Auguſt 1865. wegen Aufnahme einer Schuld von 80,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion für die Chauſſeebauten des Gumbinner 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern 
Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit 
fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 1 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1869. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Til⸗ 
gungsfonds von wenigſtens Einem Prozent des ganzen Kapitals jaͤhrlich unter 
Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten, 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die ER Pole erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
Monate Februar jedes Jahres, und ſollen die ausgelooſten Schuldverſchreibungen 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, je vier, drei, zwei und Einen Monat 
vor dem Zahlungstermine durch den Staatsanzeiger, das Amtsblatt der Koͤnig⸗ 

lichen 


KT a 8 PTT 
= 7 5 8 0 * 


TH gr 


2 97 5 FAHNEN? Be: EN 
x 3 NL 5 7 = 77 23% 
— x 2% 2 1 vr 5ER 
1 . — — * 1 * 
5 0 


lichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie durch das Gumbinner Kreisblatt 

oͤffentlich bekannt gemacht werden. n a i 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, postnumerando am 2. Januar und 1. Juli 
jedes Jahres, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher 
Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 
g Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Gumbinnen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck⸗ 
zuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 
Die gekündigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. ; 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Gumbinnen. 

; Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 

Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
30. Juni des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. f 
i Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Gumbinnen gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aus⸗ 
haͤndigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. ö | 

Deffen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. a 

Gumbinnen, den en 18. 


Die kreisſtändiſche Finanzkommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Kreiſe Gumbinnen. 5 


Cr. 6239.) 15 2 Pro⸗ 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zins ⸗„ Kupon 
zu der 5 
Kreis-⸗Obligation des Kreiſes Gumbinnen 
% N II. Serie uͤber Thaler zu fuͤnf Prozent Zinſen 
übe! Thaler Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
V 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 
Obligation für das Halbjane sm bis mit (in Buch⸗ 


ſtab enn Thalern ..... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu 
Gumbinnen. 


Gumbinnen, den nu 18. 


Die kreisſtändiſche Finanzkommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Kreiſe Gumbinnen. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 


Schluſſe des betreffenden Kalenderjahres der 
N an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Tal on 


zur a ö 
Kreis⸗ Obligation des Kreiſes Gumbinnen, II. Serie. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen 1 zu der 
Obligation des Kreiſes Gumbinnen Liti ..... , uber Thaler 
à fuͤnf Prozent Zinſen die e Serie Zinskupons für die a Jahre 18. 
bis 18.. bei der Kreis⸗ ⸗Kommunalkaſſe zu Gumbinnen nach Maaßgabe der 
diesfaͤlligen, in der Obligation enthaltenen Beſtimmungen. 


Gumbinnen, den en 18.5 


Die kreisſtändiſche Finanzkommiſſion für die Chauſſerbauten im 
Kreiſe Gumbinnen. | 


(Nr, 6240.) 


(Nr. 6240.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Lennep im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 4. Dezember 
1865. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


ertheilen, nachdem der Buͤrgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
zu Lennep darauf angetragen haben, der Stadt Lennep zur Beſtreitung eines 
Zuſchuſſes von 150,000 Thalern an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
zum Bau der Rittershauſen⸗Lennep⸗Remſcheider Eiſenbahn die Aufnahme eines 
Darlehns von 150,000 Thalern, geſchrieben: Einhundert fuͤnfzig Tauſend 
Thalern, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons 
und Talons verſehener Obligationen zu geſtatten, und bei dieſem Antrage im 
Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern 
gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch 
gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


H. 1. 
5 Es werden ausgegeben 750 Obligationen, jede zu 200 Thaler, ausmachend 
150,000 Thaler. Die Obligationen werden mit vier und einhalb vom Hundert 
jaͤhrlich verzinſt und die Zinſen jedes Jahr am 1. April und 1. Oktober von 
der Stadtkaſſe zu Lennep gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 


Zur Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1870. an alljaͤhrlich Ein 
Prozent von dem Kapitalbetrage der ausgegebenen Obligationen nebſt den 
Zinſen der eingelöften Obligationen verwendet, fo daß bis zum Ende des Jahres 
1908. die ſaͤmmtlichen Obligationen eingeloͤſt ſein werden. Der Stadt bleibt 
es jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Genehmigung Unſerer Regierung 


zu Duſſeldorf zu verſtaͤrken und dadurch die Abtragung der Schuld zu be⸗ 


ſchleunigen. 8 


Dien Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. Ba 


§. 2. | Ge 


Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til 
gung der auszugebenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung aus der Buͤrgerſchaft eine beſondere Schuldentilgungs⸗Kommiſſion 
gewählt, welche fur die treue Befolgung der Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Privilegiums verantwortlich und zu dem Ende von Unſerer Regierung zu 
Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. 

Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von welchen mindeſtens eins 
der Stadtverordneten-Verſammlung angehören muß. f Er 

(Nr, 6240“ ; i N H. 3. 


8 f 
Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 750. 
nach angehaͤngtem Schema ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter und der Schulden⸗ 
5 tilgungs⸗Kommiſſton unterzeichnet und von dem Rendanten der Stadtkaſſe kontra⸗ 
ſignirt. Denſelben wird ein Abdruck dieſes Privilegiums beigefuͤgt. 


H. 4. 
Den Obligationen werden für die naͤchſten fünf Jahre die Zinskupons 
und Talons nach angehaͤngtem Schema beigegeben. . 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt nach vorheriger Be⸗ 
kanntmachung bei der Stadtkaſſe zu Lennep gegen Ablieferung des der aͤlteren 
Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons. Beim Verluste des Talons erfolgt 
die Aushaͤndigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Obligation, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt, und es wird, daß dies geſchehen, 
auf der Obligation vermerkt. 


H. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der 
Betrag derſelben an den Vorzeiger durch die Stadtkaſſe bezahlt. Auch werden 
die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Stadtkaſſe, namentlich bei 

Entrichtung der Kommunalſteuer, in Zahlung angenommen. 


Hes 


Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. a 
5 Die dafur ausgeſetzten Beträge verfallen zum Beſten des Amortiſations⸗ 
fonds. ar i 


Sale 


Die nach der Beſtimmung zu H. 1. einzulöſenden Obligationen werden 
jährlich durch das Loos beſtimmt. Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens 
drei Monate vor dem Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht unter Vorſitz des Buͤr ermeiſters durch die Schulden⸗ 
tilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur Öffentlichen Kenntniß 
zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt geſtattet wird. 

Ueber die Verlooſung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den Mit⸗ 

gliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


H. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den 5125 be⸗ 
ſtimm⸗ 
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ſtimmten Tagen nach dem Nominalwerthe durch die Stadtkaſſe an den Vor⸗ 
zeiger der Obligation gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage hört die 
Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit letzteren find zugleich die 
ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤlligen Zinskupons einzuliefern; ge⸗ 
ſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem 
Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


H. 10, 


Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, welche nicht 
binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt werden, 
ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depofitum uͤber⸗ 
wieſen werden. 

Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur auf eine von der 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters zur 
beſtimmungsmaͤßigen Verwendung an den Rendanten der Stadtkaſſe verabfolgt 
werden. Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen 
laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligationen bei der Stadtkaſſe 
durch dieſe auszuzahlen. 


§. 11. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöͤſung vorgezeigten Obliga⸗ 
tionen ſind in der nach der Beſtimmung unter H. 7. jaͤhrlich zu erlaſſenden Bekannt⸗ 
machung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, dieſer 
wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach 
dem Zahlungstermine vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter H. 14. gemäß, 
als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obli⸗ 
gationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponirten Kapitalbetraͤge 
der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe anheimfallen. f 


$. 12. 


Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Lennep 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften und kann 
die Stadt, wenn die Zinſen der ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit 
gezahlt werden, auf Zahlung derſelben von den Glaͤubigern gerichtlich verklagt 
werden. 


$. 13. 


Die in den $$. 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen er⸗ 
folgen durch das Lenneper Kreisblatt, die Coͤlniſche Zeitung, den Staatsanzeiger 
zu Berlin und das Amtsblatt oder den öffentlichen Anzeiger Unſerer Regierung 
zu Duͤſſeldorf. 0 5 


$. 14. 
In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons 


‚ finden die auf die Staatsſchuldſcheine oder deren Zinskupons Bezug habenden 
(Sr, 6240.) | Vor⸗ 
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Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und 
der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatöpapiere Hh. 1. bis 13. mit 
nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: : 


a) die im F. 1. jener Verordnung vorgefchriebene Anzeige muß der 
ſtädtiſchen Schuldentilgungs-Kommiſſion gemacht werden. 

Dieſer werden alle diejenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, 
welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; 
gegen die Verfuͤgung der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere 
Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 


b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem 
Landgerichte zu Elberfeld; n i 


c) die in den HH. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſollen 
durch die im H. 13. dieſer Beſtimmungen angefuͤhrten Blaͤtter geſchehen; 


d) an die Stelle der im H. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zins— 
zahlungen ſollen acht, und an die Stelle des im H. 8. erwaͤhnten achten 
Zahlungstermins ſoll der zehnte treten. 


i Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤfudiziren. 


Gegeben Berlin, den 4. Dezember 1865. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema J. 


Schema 5 


(Trockener Stadtſtempel.) 8 (Stadtſiegel ) 


Obligation der Stadt Lennep 
FEN ME: 
über 


Zweihundert Thaler. 


Di Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom 
hierzu ausdrücklich ermächtigt, bekunden und bekennen hiermit, daß der Inhaber 
dieſer Obligation die Summe von Zweihundert Thaler Kurant, deren Empfang 
ſie beſcheinigen, an die Stadt Lennep zu fordern hat. 

Die auf vier einhalb Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 1. April 
und 1. Oktober jeden Jahres fallig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe der aus⸗ 
gefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. 

Das Kapital wird durch Amortiſation getilgt werden, weshalb eine 
Kündigung von Seiten des Glaͤubigers nicht zulaffig iſt. 

Die näheren Beſtimmungen find in dem nachſtehend abgedruckten Pri⸗ 
vilegium enthalten. 


Lennep, dennamgsmgds 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
i Kommiſſion. 
(Unterſchrift.) (Unterſchriften.) 
Eingetragen Kontrolbuch Fol.. . Hierzu find die Kupons Serie Nr. 1. bis 10. 


nebſt Talon ausgereicht. 0 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
(Unterſchrift.) 


Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Lennep im Betrage von 150,000 Thalern. 


. (Folgt der Abdruck des Privilegiums.) 


Jahrgang 1866, (Nr. 6240.) 3 Schema II. 
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Schema II. 


Serie 1. | 4 Uthlr. 15 Sgr. N 1. 
Zins⸗Kupon 
zur 8 
Obligation der Stadt Lennep über 200 Rthlr. M...... 
Juhgber empfaͤngt ß; 8 18... an faͤlligen Zinſen 


aus der Stadtkaſſe zu Lennep 
vier Thaler funfzehn Silbergroſchen. 
Lennep, den 185 


Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
i Kommiſſion. 
(Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Mitglieder der Kommiſſion werden gedruckt.) 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 


(Unterſchrift.) 
Schema III. 
Talon. 
Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obligation 
der Stadt Lennep x uͤber 200 Thaler à vier einhalb Prozent Zinſen 


die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Stadt⸗ 
kaſſe zu Lennep, ſofern dagegen Seitens des Eigenthuͤmers der Obligation vor⸗ 
her kein Widerſpruch erhoben iſt. 5 
Lenneß, den 18 8 18. 


Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
i Kommiſſion. 
(Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Mitglieder der Kommiſſion werden gedruckt.) 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
(Unterſchrift.) 


(Nr. 6244.) 


re 


(Nr. 6241.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Dezember 1865., betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung eines Chauſſeegeldes an die Landgemeinde Cappeln, 
im Regierungsbezirk Muͤnſter, fuͤr eine Meile der Chauſſee von der Stadt 
Cappeln uͤber den Bahnhof Velpe zur Cappeln-Ledder Grenze in der 
Richtung auf Tecklenburg. 


8 

Al Ihren Bericht vom 12. Dezember d. J. will Ich der Landgemeinde 
Cappeln, im Regierungsbezirk Muͤnſter, gegen Uebernahme der chauffeemäßigen 
Unterhaltung der Straße von der Stadt Cappeln über den Bahnhof Velpe zur 
Cappeln⸗Ledder Grenze in der Richtung auf Tecklenburg, das Recht zur Er⸗ 
hebung des Chauſſeegeldes für eine Meile dieſer Chauſſee nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. Dezember 1865, 
Wilhelm. 


v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 624 16242.) 3# (Nr, 6242,) 


Y a or Ag ü 
f { \ 


(Ir. 6242.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Dezember 1865., betreffend die Aufhebung der 


Handelskammer fuͤr die Kreiſe Gleiwitz, Beuthen, Lublinitz und Pleß, und 
die Errichtung einer Handelskammer fuͤr die Kreiſe Gleiwitz, Pleß und 
Rybnick. 


Au den Bericht vom 5. Dezember d. J. genehmige Ich die Aufhebung der 
auf Grund des Erlaſſes vom 23. September 1859. (Geſetz-Samml. S. 506.) 
fuͤr die Kreiſe Gleiwitz, Beuthen, Lublinitz und Pleß errichteten Handelskammer, 
und die Errichtung einer Handelskammer für die Kreiſe Gleiwitz, Pleß und 
Rybnick. Die Handelskammer erhaͤlt ihren Sitz in der Stadt Gleiwitz. Sie 
ſoll aus zwölf Mitgliedern beſtehen, fir welche ſieben Stellvertreter gewählt 
werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk, und es ſind aus dem 
Kreiſe Gleiwitz ſechs Mitglieder und drei Stellvertreter, aus dem Kreiſe Pleß 
drei Mitglieder und zwei Stellvertreter und aus dem Kreiſe Rybnick drei Mit⸗ 
glieder und zwei Stellvertreter zu waͤhlen, von denen zwei Mitglieder aus dem 
Kreiſe Gleiwitz und je ein Mitglied aus den Kreiſen Pleß und Nybnic der 
Klaſſe der Bergwerks und Huͤtten⸗Intereſſenten angehoͤren muͤſſen. Zur Theil⸗ 
nahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſaͤmmtliche Handel⸗ 
und Gewerbetreibende des Wahlbezirks berechtigt, welche in einer der beiden 
Gewerbeſteuer⸗Klaſſen A. J. und A. II. zu einem Gewerbeſteuerſatze von mindeſtens 
zehn Thalern jaͤhrlich veranlagt ſind. Zur Gewerbeſteuer nicht veranlagte Berg⸗ 
werksgeſellſchaften werden hinſichtlich der Wahlfaͤhigkeit und Wahlberechtigung 
ihrer Mitglieder, ſowie bei der nach Vorſchrift des F. 17. der Verordnung vom 


1 


11. Februar 1848. uͤber die Errichtung von Handelskammern vorzunehmenden 


Veranlagung des etatsmaͤßigen Koſtenaufwandes fuͤr die Handelskammer als 
Handlungsgeſellſchaften angeſehen, welche in der Gewerbeſteuer-Klaſſe A. II. 
zu einer Gewerbeſteuer von zwoͤlf Thalern jährlich veranlagt find. Im Uebrigen 
finden die Vorſchriften der gedachten Verordnung vom 11. Februar 1848. An⸗ 
wendung. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 1. Januar 1866. 
in Kraft. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. ; 


Berlin, den 20. Dezember 1865. 


Wilhelm. 
ö Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Ar. 6243.0 | 


SE A 


Er Bi: es 
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(Nr. 6243.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des von dem „Kredit⸗ 5 
verein fuͤr Handwerker in Magdeburg“ beſchloſſenen Statutnachtrages „ 
wegen Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft und Abaͤnderung des 5 3 
Geſellſchaftsſtatuts vom 6. Auguſt 1855. Vom 29. Dezember 1865. a . 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 20. Dezember 
1865. den von dem „Kreditverein fuͤr Handwerker in Magdeburg“ in der 
Generalverſammlung vom 3. Mai 1865. beſchloſſenen, in dem notariellen Pro⸗ 
tokolle vom 1. November 1865. von dem zeitigen Vorſtande verlautbarten 
Statutnachtrag wegen Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft bis zum 
3. Dezember 1875., ſowie wegen Abaͤnderung der §H. 1. 4. 6. und 35. des 
Geſellſchaftsſtatuts vom 6. Auguſt 1855. mit der Maaßgabe zu genehmigen N 
geruht, daß für den Fall einer freiwilligen Auflöfung der Geſellſchaft die landes⸗ TE 
herrliche Genehmigung nicht erforderlich iſt. Rz 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das Amts⸗ 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Magdeburg bekannt gemacht werden. f 


Berlin, den 29. Dezember 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
i Gr. v. Itzenplitz. ; 


(Nr. 6244.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung des „Zweiten Nach⸗ 
trages“ zu dem Statut der Kaufmannſchaft zu Berlin vom 2. Maͤrz 
1820. Vom 30. Dezember 1865. 


g Dis Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 27. Dezember 

1865. den von der Generalverſammlung der Kaufmannſchaft zu Berlin am 

22. November d. J. beſchloſſenen „Zweiten Nachtrag“ zu dem Statut vom 
2. Marz 1820. (Geſetz-Samml. S. 46.) zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Nachtrage zu dem Statut wird durch 

das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 30. Dezember 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. ; 
| Gr. v. Itzenplitz. 5 i 


(Ar. 62436245.) | : (Nr. 6245,) 


ON EHE RAR N e * 
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(Nr. 62450 Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde, betreffend den Fuͤuften Nachtrag zum Statut der 
| Magdeburg ⸗Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 8. Ja: 
nuar 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Magdeburg-Koͤthen-Halle- Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft 
in der Generalverſammlung ihrer Aktionafre vom 13. September 1865. die 
Abaͤnderung einiger, die Wahl und die Remunerirung der Mitglieder ihres 
Direktoriums betreffenden Beſtimmungen des unterm 13. November 1837. 
(Geſetz⸗Samml. für 1851. S. 726. ff.) landesherrlich beſtaͤtigten Geſellſchafts⸗ 
Statuts beſchloſſen, auch ihren Vorſtaͤnden die Ermaͤchtigung zur Abfaſſung 
eines entſprechenden Statutnachtrages und zur Vereinbarung deſſelben mit 
der Staatsregierung ertheilt hat, wollen Wir den anliegenden, von den gedachten 
Vorſtaͤnden aufgeſtellten und unter dem 2. Dezember 1865. notariell verlaut⸗ 
barten Fuͤnften Nachtrag zu dem Statut der Magdeburg⸗Koͤthen-Halle-Leipziger 
Eiſenbahngeſellſchaft hiermit in allen Punkten beſtaͤtigen. 


Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die 


Geſetz⸗ Sammlung zu veröffentlichen. 


\ Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. Januar 1866, 


G. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Fuͤnfter 


* 
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Fünfter Nachtrag 
zu dem 


Statute der Magdeburg⸗Köthen⸗Halle⸗Leipziger 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


Nachdem in der am 13. September 1865. abgehaltenen General⸗ 
verſammlung der Aktiongire der Magdeburg-Koͤthen⸗Halle⸗ Leipziger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft eine Aenderung der gegenwaͤrtigen Beſtimmungen uͤber Wahl und 
Beſoldung der Mitglieder des Direktoriums genannter Geſellſchaft beſchloſſen 
worden iſt, wird hiermit auf Grund gedachten Beſchluſſes das unterm 13. No⸗ 
vember 1837. Allerhoͤchſt beſtaͤtigte Statut in nachſtehender Weiſe abgeaͤndert. 


Die $$. 50. 56. und 69. des unterm 13. November 1837. Allerhoͤchſt 
beftätigten Statuts der Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft 
werden aufgehoben und an deren Stelle treten nachfolgende Beſtimmungen: 


Artikel J. 


Die Direktoren werden vom Ausſchuſſe auf drei Jahre gewaͤhlt und be⸗ 
ziehen ein vom Ausſchuſſe zu beſtimmendes Gehalt. 

Dieſe Wahlen ſind oͤffentlich bekannt zu machen. 

Nur denjenigen Direktoren, die ihre Thaͤtigkeit ausſchließlich der Geſell⸗ 
ſchaft zu widmen haben, alſo keinerlei Nebengeſchaͤfte betreiben dürfen, kann eine 
Penſionsberechtigung zugeſtanden werden; auch konnen ſolche Mitglieder des 
Direktoriums bei erfolgender Wiederwahl auf zwoͤlf Jahre gewaͤhlt werden. 


In ganz beſonderen, durch die Umſtaͤnde gebotenen Ausnahmefällen koͤnnen 
Direktoren auch ſchon bei ihrem Eintritte in den Dienſt der Geſellſchaft auf 
zwoͤlf Jahre gewaͤhlt werden. Iſt vom Ausſchuſſe Penſionsberechtigung zu⸗ 
geſtanden worden, fo find Gründe zur Penſionirung: 

eintretende Unfaͤhigkeit zur Amtsverwaltung, 


Nichtwiederwahl, oder 
unverſchuldete Entlaſſung. 

Ueber die Unfaͤhigkeit zur Verwaltung des Amtes hat der Ausſchuß nach 
vorgaͤngiger Ermittelung zu befinden. 

Die Gewährung von Penſion tritt erſt nach zwoͤlffaͤhriger Dienſtzeit ein 
und ſoll dann ein Drittel, nach vierundzwanzigjaͤhriger Dienſtzeit aber einhalb 
des zuletzt bezogenen Gehalts betragen. 

(Nr. 6245.) | Wenn 


5 ung 
fo weit reduzirt, als 
ſein letztes Dienſt⸗ 


Artikel 


ar er ch waͤhlt auf drei 1 einen Borſitzenden des Direkioriums 
und einen Stellvertreter deſſelben, jedoch hat der Aus ſchuß auch die Befugniß, 
einem Mitgliede des Oftel do ee den Borſit fuͤr deſſen ganze Wahlperiode 
5 zu uͤbertragen. b 
f Sind der gewaͤhlte Porſgende und deſſen Stellvertreter behindert, den 
Vorſitz zu fahren ſo geht derſelbe auf das dem Dienſtalter nach aͤlteſte Mit⸗ 

an des e 5 bei . Dienſtalter entſcheidet das Lebensalter. 


Artikel In. 


1 Sn vor Einführung 51 Beſtimmung bereits ge e 5 
1 kann der Ausſchuß die bis dahin abgelaufene Zeit vn . bei der 5 
Penſionirung mit in Anrechnung bringen. 


Magdeburg, den 2. Dezember 185. 8 55 e 


15 
Medigirt im Büreau des Staats⸗ Miniſterlums. 
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Berlin, gebruckt in a N a Ober» Hofburg f 
R. v. D 


